[image: image1.jpg]Gemeindetag

Baden-Wiirttemberg



[image: image1.jpg]


Pressesprecherin:



Kristina Fabijancic-Müller



Telefon +49 711/22572-34


Mobil     +49 160/97272863


kristina.fabijancic-mueller@gemeindetag-bw.de


Ein Jahr Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter 3-jährige: Baden-Württembergs Städte und Gemeinden meistern die Herkulesaufgabe bedarfsgerecht 
Ein Jahr nach dem Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz für Ein- bis Dreijährige Kinder können die Kommunen im Land eine Erfolgsbilanz präsentieren: „Es ist unseren Städten und Gemeinden gelungen, den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter Dreijährige rechtzeitig und bedarfsgerecht zu erfüllen“ sagt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Trotz der enormen Nachfrage, haben offenbar auch die Eltern erkannt, dass ihre Bedürfnisse in den Städten und Gemeinden Ernst genommen werden. Die befürchtete Klagewelle ist nämlich ausgeblieben. Alle Kommunen haben sich enorm angestrengt, um dem Betreuungsbedarf vor Ort gerecht zu werden.“ Auch die Kindertagespflege hat einen großen Anteil daran, dass der Rechtsanspruch erfüllt werden konnte. Wer keinen Platz in der Kinderkrippe bekommen hat, konnte sein Kind bei Tagesmüttern- oder Tagesvätern betreuen lassen. 
Betreuungsbedarf vor Ort wird im Dialog mit den Eltern ermittelt
Der Betreuungsbedarf vor Ort fällt unterschiedlich aus. Während er in den größeren Städten erwartungsgemäß im Schnitt höher liegt, gibt es aber auch kleinere Gemeinden, in denen deutlich mehr als die landesgesetzlich kommunizierte Zielquote von 34 Prozent beansprucht wird. Den konkreten Bedarf ermittelt jede Stadt oder Gemeinde im Dialog mit den Eltern.
Ausbau der Kinderbetreuung gelingt nur, wenn Bund, Land und Kommunen an einem Strang ziehen  
„Alle Prognosen sagen, der Bedarf wird weiter steigen. Städte und Gemeinden werden auch künftig in ihren Bemühungen nicht nachlassen und die Betreuungsplätze für unter Dreijährige bedarfsgerecht ausbauen“, so Kehle. Mit der aktuellen Zuwachsrate von 12,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr liegen die baden-württembergischen Kommunen über dem Bundesdurchschnitt. Viele weitere Plätze befinden sich derzeit in der Planung und Umsetzung. Der Gemeindetag hofft deshalb auf ein baldiges Signal der Bundesregierung. Das Bundesinvestitionsprogramm zum Ausbau der Kinderbetreuung ist in Baden-Württemberg bereits überzeichnet. „Nur wenn Bund und Land uns weiterhin unterstützen, können die Städte und Gemeinden dafür sorgen, dass vor Ort das notwendige Platzangebot in guter Qualität entsteht.“, sagt Kehle. Sehr positiv wertet er deshalb auch die Ankündigung des Bundes, bundesweit zusätzliche 400 Millionen Euro für die Sprachförderung einzusetzen. Mit dem Pakt für Familien hatten die Kommunalen Landesverbände bereits 2011 eine gute Vereinbarung mit der Landesregierung erzielt. Nach drei Jahren zeigen die Rückmeldungen aus der Praxis jedoch, dass Land und Kommunen bei den vereinbarten Berechnungsgrundlagen nachjustieren müssen. „Für den laufenden Betrieb muss eine dauerhafte, am tatsächlichen Aufwand orientierte Betriebskostenförderung gesichert sein“, erläutert der Gemeindetagspräsident. 
Qualitätssicherung und Personalgewinnung im Fokus
In den Rathäusern legt man neben einer bedarfsgerechten Anzahl an Bereuungsplätzen großen Wert auf die Qualität des Betreuungsangebots für die Kleinsten vor Ort. „Wir haben zwar einen guten Personalschlüssel in Baden-Württemberg, trotzdem bleibt die Personalgewinnung eine große Herausforderung“, erklärt der Gemeindetagspräsident. Um beim Ausbau der Kinderbetreuung das hohe Maß an Qualität zu garantieren, müsse qualifiziertes Personal in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. Bundesweit suchen Städte und Gemeinden intensiv nach passenden Bewerberinnen und Bewerbern. Auch hier setzt der Gemeindetag weiter auf eine konstruktive Zusammenarbeit mit der Landesregierung. „Wir haben mit der Erweiterung des Fachkräftekatalogs und dem befristeten Flexibilisierungspaket vom Land zwei Instrumente an die Hand bekommen, die es den Städten und Gemeinden vor Ort erleichtert haben, den Rechtsanspruch fristgerecht umzusetzen“, so Kehle. Vor dem Hintergrund der Altersstruktur der Erzieherinnen und Erzieher würde der Bedarf an gut ausgebildeten Kräften aber noch zusätzlich steigen. Die Länder müssten deshalb die Ausbildungskapazitäten weiter ausbauen. 
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